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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung steuerlicher Vorschriften auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und Ertrag und des 

V erf ahrensrechts 

— Drucksachen 260, 448 — 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) — Drucksache 448 — bis auf die folgenden 

Bestimmungen: 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

(ERSTER ABSCHNITT) 

(Einkommensteuer) 

(Artikel 1) 

10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) 

b) 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) 

bb) Ziffer 3 erhält die folgende Fassung: 

„3. Für Sonderausgaben im Sinn des 
Absatzes 1 Ziff. 2 und 3 gilt das 
Folgende: 

a) Sie können bis zu 1000 Deutsche 
Mark, im Fall der Zusammen- 
veranlagung von Ehegatten bis 
zu 2000 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr in voller Höhe ab- 
gezogen werden. Für jedes Kind, 
für das nach § 32 Abs. 2 ein Kin- 
derfreibetrag zusteht oder gewährt 
wird, erhöhen sich diese Beträge 
um je 500 Deutsche Mark; 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(ERSTER ABSCHNITT) 

(Einkommensteuer) 

(Artikel 1) 

10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) 

b) 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) 

bb) Ziffer 3 erhält die folgende Fassung: 

„3. Für Sonderausgaben im Sinn des 
Absatzes 1 Ziff. 2 und 3 gilt das 
Folgende: 

a) Sie können bis zu 1100 Deutsche 
Mark, im Fall der Zusammen- 
veranlagung von Ehegatten bis 
zu 2200 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr in voller Höhe ab- 
gezogen werden. Für jedes Kind, 
für das nach § 32 Abs. 2 ein Kin- 
derfreibetrag zusteht oder gewährt 
wird, erhöhen sich diese Beträge 
um je 500 Deutsche Mark; 
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b) hat clor Steuerpflichtige oder im 
Fab der Znsammenveranlagung 
einer der Ehegatten mindestens 
vier Monate vor dem Ende des 
Veranlagungszeitraums das 50. 
Lebensjahr vollendet, so erhöhen 
sich die in Buchstabe a bezeich- 
neten Betrage auf das Doppelte. 
Das gilt nicht bei Steuerpflichti- 
gen, die nach dem 31. Dezember 
1963 das 50. Lebensjahr vollenden; 

c) übersteigen die Sonderausgaben 
im Sinn des Absatzes 1 Ziff. 2 
und 3 die in den Buchstaben a 
und b bezeichneten Betrage, so 
kann der darüber hinausgehende 
Betrag zur Hälfte, höchstens je- 
doch bis zu 50 vom Hundert der 
in den Buchstaben a und b be- 
zeichneten Beträge abgezogen 
werden. Darüber hinaus können, 
wenn der Gesamtbetrag der Ein- 
künfte 15 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt, die folgenden 
Sonderausgaben im Sinn des Ab- 
satzes 1 Ziff. 2 zur Hälfte, höch- 
stens jedoch bis zu 1000 Deutsche 
Mark abgezogen werden: 

aa) Die gesetzlichen Beiträge zu 
den gesetzlichen Kranken- 
und Renteiwersicherungen, 
sofern der Versicherte sie 
allein aufzubringen hat, 

bb) die freiwilligen Beiträge zu 
den gesetzlichen Kronken- 
und Rentenversicherungeri, 

cc) die Beiträge zu Krankenver- 
sicherungen, soweit sie nicht 
unter Doppelbuchstaben aa 
und bb fallen, und die Bei- 
träge zu den in Absatz 1 
Ziff. 2 Buchstabe b bezeichne- 
ten Versicherungen; 

der Betrag von 1000 Deutsche 
Mark vermindert sich, wenn in 
dem Gesamtbetrag der Einkünfte 
Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit enthalten sind, um den 
vom Arbeitgeber geleisteten ge- 
setzlichen Beitragsanteil zu den 
gesetzlichen Kranken- und Ren- 
tenversicherungen. “ 

cc) 


B (' s c }r 1 ü s s e des B u n d e s t a g e s 
in zweiter Beratung 

b} u n v e r ä n d e r 1 


c) übersteigern die) Sonderausgaben 
im Sinn des Absatzes 1 Ziff. 2 
und 3 die in den Buchstaben a 
und b bezeichneten Beträge, so 
kann der darüber hinausgehonde 
Betrag zur Hälfte, höchstens je- 
doch bis zu 50 vom. Hundert der 
in den Buchstaben a und b be- 
zeichneten Beträge abgezogen 
werden. 


cc) 
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12. § 10 c wird wie folgt geändert: 

a) .... 

b) Der folgende Satz wird angefügt: 

„Bei Ehegatten, die nach § 26 zusammen ver- 
anlagt werden, wird für jeden Ehegatten der 
für ihn in Betracht kommende Pauschbetrag 
gewährt." 


19. § 26 erhält die folgende Fassung: 

.§ 26 

Zusammenveranlagung von Ehegatten 

(1) Ehegatten werden nach Maßgabe des in 
Absatz 2 und in § 32 a Abs. 2 festgelegten Ver- 
fahrens zusammen veranlagt, solange beide 
unbeschränkt steuerpflichtig sind und nicht 
dauernd getrennt leben. Diese Voraussetzungen 
müssen im Veranlagungszeitraum mindestens 
vier Monate bestanden haben. 

(2) Bei der Zusammenveranlagung sind die 
Einkünfte der Ehegatten zusammenzurechnen. 
Bei der Ermittlung des Einkommens der Ehe- 
gatten bleiben Minderungen des Einkommens 
außer Betracht, soweit sie sich aus Vereinba- 
rungen unter den Ehegatten herleiten." 


20. Die §§ 26 a bis 26 e werden gestrichen. Es wird 
der folgende neue § 26 a eingefügt: 

»§ 26 a 

Getrennte Veranlagung von Ehegatten 

(1) Ehegatten, bei denen die Voraussetzun- 
gen des § 26 Abs. 1 vorliegen, werden getrennt 
veranlagt, wenn einer der Ehegatten dies be- 
antragt. Der Antrag ist beim Finanzamt schrift- 
lich zu stellen oder zu Protokoll zu erklären. 

(2) Bei getrennter Veranlagung der Ehegat- 
ten sind jedem Ehegatten die von ihm bezo- 
genen Einkünfte zuzurechnen. Einkünfte eines 
Ehegatten sind nicht allein deshalb zum Teil 
dem anderen Ehegatten zuzurechnen, weil die- 
ser bei der Erzielung der Einkünfte mitgewirkt 
hat. Bei der Ermittlung der Einkommen der 
Ehegatten bleiben Minderungen des Einkom- 
mens des einen Ehegatten, die sich aus Verein- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

12. § 10 c wird wie folgt geändert; 

a) .... 

b) Der folgende Satz wird angefügt: 

„Bei Ehegatten, die nach § 26 b zusammen ver- 
anlagt werden, wird für jeden Ehegatten der 
für ihn in Betracht kommende Pauschbetrag 

mit der Maßgabe gewährt, daß der Pausch- 
betrag nach Ziffer 2 nicht doppelt oder neben 
dem Pauschbetrag nach Ziffer 1 abgezogen 
werden kann, wenn die Einkünfte der Ehe- 
gatten, die nicht Einkünfte aus nichts elb stän- 
diger Arbeit sind, insgesamt nicht 800 
Deutsche Mark übersteigen." 

19. § 26 erhält die folgende Fassung: 

.§ 26 

Veranlagung von Ehegatten 

(1) Ehegatten, die beide unbeschränkt steuer- 
pflichtig sind und nicht dauernd getrennt leben 
und bei denen diese Voraussetzungen im Ver- 
anlagungszeitraum mindestens vier Monate be- 
standen haben, können zwischen getrennter 
Veranlagung (§ 26 a) und Zusammenveranla- 
gung (§ 26 b) wählen. 

(2) Ehegatten werden getrennt veranlagt, wenn 
einer der Ehegatten getrennte Veranlagung 
wählt. Ehegatten werden zusammen veranlagt, 
wenn beide Ehegatten Zusammenveranlagung 
wählen. Die zur Ausübung der Wahl erforder- 
lichen Erklärungen sind beim Finanzamt schrift- 
lich oder zu Protokoll abzugeben. 

(3) Werden die nach Absatz 2 erforderlichen 
Erklärungen nicht abgegeben, so wird unter- 
stellt, daß die Ehegatten die Zusammenveranla- 
gung wählen." 

20. Die §§ 26 a bis 26 e werden gestrichen. Es werden 
die folgenden neuen §§ 26 a und 26 b eingefügt: 

„ § 26 a 

Getrennte Veranlagung von Ehegatten 


(1) Bei getrennter Veranlagung von Ehegatten 
in den in § 26 bezeichneten Fällen sind jedem 
Ehegatten die von ihm bezogenen Einkünfte zu- 
zurechnen. Einkünfte eines Ehegatten sind nicht 
allein deshalb zum Teil dem anderen Ehegatten 
zuzurechnen, weil dieser bei der Erzielung der 
Einkünfte mitgewirkt hat. Bei der Ermittlung der 
Einkommen der Ehegatten bleiben Minderungen 
des Einkommens des einen Ehegatten, die sich 
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barungen unter den Ehegatten herleiten, inso- aus Vereinbarungen unter den Ehegatten her- 


weit außer Betracht, als ihnen nicht Erhöhungen 
des Einkommens des anderen Ehegatten gegen- 
überstehen. 

(3) Die Sonderausgaben der Ehegatten im 
Sinn der §§ 10 und 10 b sind, soweit sie die 
Summe der bei der Veranlagung jedes Ehe- 
gatten mindestens anzusetzenden Pauschbeträge 
(§ 10 c) übersteigen, im Rahmen der bei einer 
Zusammenveranlagung der Ehegatten in Be- 
tracht kommenden Höchstbeträge je zur Hälfte 
bei den Veranlagungen der Ehegatten zu be- 
rücksichtigen, wenn sie nicht eine andere Auf- 
teilung beantragen. 

(4) Die als außergewöhnliche Belastungen im 
Sinn der §§ 33 und 33 a bei den Veranlagungen 
der Ehegatten von Einkommen abzuziehenden 
Beträge sind insgesamt in Höhe des bei einer 
Zusammenveranlagung der Ehegatten in Be- 
tracht kommenden Betrages zu berücksichtigen. 
Für die Aufteilung gilt Absatz 3 entsprechend. 

(5) Die Anwendung der §§ 10 a und 10 d für 
den Fall des Übergangs von der getrennten 
Veranlagung zur Zusammenveranlagung und 
von der Zusammenveranlagung zur getrennten 
Veranlagung wird durch Rechtsverordnung ge- 
regelt. 


22. § 32 erhält die folgende Fassung: 

»§ 32 

Zu versteuernder Einkommensbetrag, 
Freibeträge 

( 1 ) 

( 2 ) 

(3) Besondere Freibeträge 

1. Bei Steuerpflichtigen, auf die § 32 a 
Abs. 2 und 3 keine Anwendung findet 
und die nicht nach § 26 a getrennt ver- 
anlagt werden, ist ein Sonderfrei- 
betrag von 900 Deutsche Mark abzu- 
ziehen, wenn sie entweder mindestens 


leiten, insoweit außer Betracht, als ihnen nicht 
Erhöhungen des Einkommens des anderen Ehe- 
gatten gegenüberstehen. 

(2) Die Sonderausgaben der Ehegatten im Sinn 
der §§ 10 und 10 b sind, soweit sie die Summe 
der bei der Veranlagung jedes Ehegatten min- 
destens anzusetzenden Pauschbeträge (§ 10 c) 
übcrstGigen, im Rahmen der bei einer Zusam- 
menveranlagung der Ehegatten in Betracht kom- 
menden Höchstbeträge je zur Hälfte bei den 
Veranlagungen der Ehegatten zu berücksichtigen, 
wenn sie nicht eine andere Aufteilung beantra- 
gen. 

(3) Die als außergewöhnliche Belastung im 
Sinn der §§33 und 33 a bei den Veranlagungen 
der Ehegatten vom Einkommen abzuziehenden 
Beträge sind insgesamt in Höhe des bei einer 
Zusammenveranlagung der Ehegatten in Betracht 
kommenden Betrages zu berücksichtigen. Für die 
Aufteilung gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Die Anwendung der §§ 10 a und 10 d für 
iden Fall des Übergangs von der getrennten Ver- 
anlagung zur Zusammenveranlagung und von 
der Zusammenveranlagung zur getrennten Ver- 
anlagung, wenn bei beiden Ehegatten nicht ent- 
nommene Gewinne oder nicht ausgeglichene Ver- 
luste vorliegen, wird durch Rechtsverordnung 
geregelt. 

§ 26 b 

Zusammenveranlagung von Ehegatten 

Die Zusammenveranlagung von Ehegatten wird 
nach Maßgabe des in § 32 a Abs. 2 festgelegten 
Verfahrens vorgenommen. Bei der Zusammen- 
veranlagung sind die Einkünfte der Ehegatten 
zusammenzurechnen. Bei der Ermittlung des Ein- 
kommens der Ehegatten bleiben Minderungen 
des Einkommens außer Betracht, soweit sie sich 
aus Vereinbarungen unter den Ehegatten her- 
leiten." 

22. § 32 erhält die folgende Fassung: 

.§ 32 

Zu versteuernder Einkommensbetrag, 
Freibeträge 

( 1 ) 

( 2 ) 

(3) Besondere Freibeträge 

1. Bei Steuerpflichtigen, auf die § 32 a 
Abs. 2 und 3 keine Anwendung findet 
und die nicht nach § 26 a getrennt ver- 
anlagt werden, ist ein Sonderfrei- 
betrag von 780 Deutsche Mark abzu- 
ziehen, wenn sie entweder mindestens 
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vier Monate vor dem Ende des Ver- 
anlagungszeitraums das 55. Lebens- 
jahr vollendet hatten oder wenn bei 
ihnen mindestens ein Kinderfreibetrag 
vom Einkommen abgezogen wird. 

2 


23. § 32 a erhält die folgende Fassung; 

.§ 32 a 
Tarif 

( 1 ) 

( 2 ) 

(3) Bei verwitweten Personen, die im Zeit- 
punkt des Todes ihres Ehegatten von diesem 
nicht dauernd getrennt gelebt haben, gilt Ab- 
satz 2 in dem Veranlagungszeitraum, in dem 
der Ehegatte verstorben ist, und in dem fol- 
genden Veranlagungszeitraum, entsprechend." 


25. § 33 a wird wie folgt geändert; 

a) In den Absätzen 2 und 3 wird die Zahl 
„720" jeweils durch die Zahl „900" ersetzt. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

vier Monate vor dem Ende des Ver- 
anlagungszeitraums das 50. Lebens- 
jahr vollendet hatten oder wenn bei 
ihnen mindestens ein Kinderfreibetrag 
vom Einkommen abgezogen wird. 

2 


23. § 32 a erhält die folgende Fassung: 

.§ 32 a 
Tarif 

( 1 ) 

( 2 ) 

(3) Absatz 2 gilt auch bei verwitweten Per- 
sonen, die im Zeitpunkt des Todes ihres Ehe- 
gatten von diesem nicht dauernd getrennt ge- 
lebt haben, 

1. in dem Veranlagungszeitraum, in dem der 
Ehegatte verstorben ist und in dem folgen- 
den Veranlagungszeitraum; 

2. wenn ihnen für den Veranlagungszeitraum 
ein Kinderfreibetrag für ein Kind zusteht 
oder auf Antrag zu gewähren ist, das aus 
der Ehe mit dem Verstorbenen hervorge- 
gangen ist, oder für das den Ehegatten auch 
in dem Veranlagungszeitraum, in dem der 
Ehegatte verstorben ist, ein Kinderfrei- 
betrag (Kinderermäßigung) zustand oder 
auf Antrag zu gewähren war." 

25. § 33 a wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 werden 

aa) die Zahl „720" jeweils durch die Zahl 
„900" ersetzt und 

bb) der folgende Satz angefügt: 

„Ehegatten, bei denen die Voraussetzun- 
gen des § 26 Abs. 1 vorliegen, erhalten 
für dasselbe Kind den Betrag von 900 
Deutsche Mark nur einmal." 


a^) In Absatz 3 werden 

aa) die Zahl „720" durch die Zahl „900" er- 
setzt und 

bb) der folgende Satz eingefügt: 

„Ehegatten, bei denen die Voraussetzun- 
gen des § 26 Abs. 1 vorliegen, erhalten 
den Betrag von 900 Deutsche Mark nur 
einmal." 

b) . . . b) , . . . 
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32. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) 

b) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Die Einkommensteuer bemißt sich bei 
beschränkt Steuerpflichtigen, die veranlagt 
werden, nach § 32 a Abs. 1. Dabei ist ein 
Sonderfreibetrag von 900 Deutsche Mark 
vom Einkommen abzuziehen. Die Einkom- 
mensteuer beträgt mindestens 25 vom Hun- 
dert des Einkommens." 

c) 

d) 

e) 


{ZWEITER ABSCHNITT) 
(Körperschaftsteuer) 

(Artikel 6) 

3. § 19 Abs. 1 bis 4 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Die Körperschaftsteuer beträgt, vorbe- 
haltlich der Absätze 2 bis 4, 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

32. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) 

b) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Die Einkommensteuer bemißt sich bei 
beschränkt Steuerpflichtigen, die veranlagt 
werden, nach § 32 a Abs. 1. Dabei ist ein 
Sonderfreibetrag von 780 Deutsche Mark 
vom Einkommen abzuziehen. Die Einkom- 
mensteuer beträgt mindestens 25 vom Hun- 
dert des Einkommens." 

c) 

d) 

e) 

(ZWEITER ABSCHNITT) 

(Körperschaftsteuer) 

(Artikel 6) 

3. § 19 Abs. 1 bis 4 wird durch folgende Vorschrif- 
ten ersetzt: 

„(1) Die Körperschaftsteuer beträgt 

1. bei unbeschränkt steuerpflichtigen Ka- 
pitalgesellschaften (§ 1 Abs. 1 Ziff. 1), 
soweit sie nicht zu den in Ziffer 2 be- 
zeichneten Gesellschaften gehören, 

51 vom Hundert des Einkommens. 

Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich 
für die berücksichtigungsfähigen Aus- 
schüttungen (Absatz 3) auf 15 vom 
Hundert des Einkommens; 

2. bei unbeschränkt steuerpflichtigen Ka- 
pitalgesellschaften (§ 1 Abs. 1 Ziff. 1), 
deren bei der letzten Veranlagung 
zur Vermögensteuer zugrunde geleg- 
tes Vermögen zuzüglidi des Werts 
der Beteiligungen im Sinn des § 60 
Abs. 1 des Bewertungsgesetzes den 
Betrag von 5 Millionen Deutsche 
Mark nicht übersteigt und bei denen 
seit Beginn des Wirtschaftsjahrs un- 
unterbrochen die folgenden Voraus- 
setzungen vorliegen: 

Die Anteile müssen mindestens zu 
76 vom Hundert des Nennkapitals na- 
türlichen Personen gehören, 

bei Aktiengesellschaften und Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien müs- 
sen die Aktien auf Namen lauten. 
Die Aktien dürfen nicht zum Handel 
an einer Börse oder im geregelten 
Freiverkehr zugelassen sein, 
die Nennwerte der zum Betriebsver- 
mögen gehörenden Beteiligungen dür- 
fen insgesamt das Nennkapital nicht 
übersteigen. 
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für die ersten angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
35 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
40 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
45 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
55 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
60 vom Hundert, 

für alle weiteren Beträge des Einkom- 
mens 47 vom Hundert. 


(2) Die Körperschaftsteuer beträgt 

für die ersten angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 

17.5 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
20 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 

22.5 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 

27.5 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
30 vom Hundert, 

für alle weiteren Beträge des Einkom- 
mens 23,5 vom Hundert 

bei 

vor a) Kreditanstalten des öffentlichen Rechts, 
mit Ausnahme der öffentlichen oder 
unter Staatsaufsicht stehenden Spar- 
kassen (§ 4 Abs. 1 Ziff. 4), für Ein- 
künfte aus dem langfristigen Kommu- 
nalkredit-, Realkredit- und Meliora- 
tionskreditgeschäft, 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

für die ersten angefangenen oder vol- 
len 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 39 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 
vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 44 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 
vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 49 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 
vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 54 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 
vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 59 vom Hundert, 

für alle weiteren Beträge des Ein- 
kommens 49 vom Hundert. 

Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich 
für die berücksichtigungsfähigen Aus- 
schüttungen (Absatz 3) auf 26,5 vom 
Hundert des Einkommens; 

3. bei den übrigen Körperschaften, Per- 
sonenvereinigungen und Vermögens- 
massen (§ 1 Abs. 1 Ziff. 2 bis 6, § 2 
Abs. 1 Ziff. 1) 

49 vom Hundert des Einkommens. 

(2) Die Körperschaftsteuer beträgt 

a) bei Kreditanstalten des öffentlichen 
Rechts, mit Ausnahme der öffent- 
lichen oder unter Staatsaufsicht ste- 
henden Sparkassen (§ 4 Abs. 1 Ziff. 4), 
für Einkünfte aus dem langfristigen 
Kommunalkredit-, Realkredit- und 
Meliorationskreditgeschäft, 

b) bei privaten Bausparkassen für Ein- 
künfte aus dem langfristigen Realkre- 
ditgeschäft, 

c) bei reinen Hypothekenbanken, 

d) bei gemischten Hypothekenbanken für 
die Einkünfte aus den in § 5 des Hy- 
pothekenbankgesetzes bezeichneten 
Geschäften, 

e) bei Schiffspfandbriefbanken, 

f) bei der Industriekreditbank Aktien- 
gesellschaft und der Deutschen Indu- 
striebank für Einkünfte aus dem lang- 
fristigen Kreditgeschäft, 

1. 27,5 vom Hundert des Einkommens, 
wenn die Steuerpflichtige eine Kapi- 
talgesellschaft im Sinn des Absatzes 1 
Ziff. 1 ist. Die Körperschaftsteuer er- 
mäßigt sich für die berücksichtigungs- 
fähigen Ausschüttungen (Absatz 3) 
auf 15 vom Hundert des Einkommens; 
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a) privaten Bausparkassen für Einkünfte 
aus dem langfristigen Realkreditge- 
schäft, 

b) reinen Hypothekenbanken, 

c) gemischten Hypothekenbanken für die 
Einkünfte aus den in § 5 des Hypo- 
thekenbankgesetzes bezeichneten Ge- 
schäften, 

dj Schiffspfandbriefbanken, 

e) der Industriekreditbank Aktiengesell- 
schaft und der Deutschen Industrie- 
bank für Einkünfte aus dem langfristi- 
gen Kreditgeschäft. 


(3) Die Körperschaftsteuer (Absätze 1 und 2) 
ermäßigt sich bei unbeschränkt steuerpflichti- 
gen Kapitalgesellschaften (§ 1 Abs. 1 Ziff. 1) 
für die berücksichtigungsfähigen Ausschüttun- 
gen auf 11 vom Hundert des Einkommens. Be- 
trägt das Einkommen weniger als 50 000 Deut- 
sche Mark, so sind die berücksichtigungsfähi- 
gen Ausschüttungen im Verhältnis der Auftei- 
lung des Einkommens (Absätze 1 und 2) auf- 
zuteilen und bei den entsprechenden Teilen des 
Einkommens zu berücksichtigen. Bei privaten 
Bausparkassen, gemischten Hypothekenbanken, 
der Industriekreditbank Aktiengesellschaft und 
der Deutschen Industriebank (Absatz 2 Buchsta- 
ben a, c, und e) sind die berücksichtigungsfähi- 
gen Ausschüttungen im Verhältnis des tarif- 
begünstigsten Teils des Einkommens zu dem 
nicht tarif begünstigten Teil des Einkommens auf- 
zuteilen und bei den entsprechenden Teilendes 
Einkommens zu berücksichtigen. Satz 2 gilt ent- 
sprechend. Berücksichtigungsfähige Ausschüt- 
tungen sind die auf Grund eines den gesell- 
schafts rechtlichen Vorschriften entsprechenden 
Gewinnverteilungsbeschlusses vorgenommenen 
Gewinnausschüttungen für Wirtschaftsjahre, 
deren Ergebnisse bei der Veranlagung berück- 
sichtigt sind. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

2. für die ersten angefangenen oder vol- 
len 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 21,5 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 
vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 24 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 
vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 26,5 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 
vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 29 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 
vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 31,5 vom Hundert, 

für alle weiteren Beträge des Ein- 
kommens 26,5 vom Hundert, 

wenn die Steuerpflichtige eine Kapi- 
talgesellschaft im Sinn des Absatzes 1 
Ziff. 2 ist; 

3. 26,5 vom Hundert des Einkommens, 
wenn die Steuerpflichtige eine Kör- 
perschaft, Personenvereinigung oder 
Vermögensmasse im Sinn des Absat- 
zes 1 Ziff. 3 ist. 

(3) Berücksichtigungsfähige Ausschüttungen 
sind die bei unbeschränkt steuerpflichtigen Ka- 
pitalgesellschaften (§ 1 Abs, 1 Ziff. 1) auf Grund 
eines den gesellschaftsrechtlichen Vorschriften 
entsprechenden Gewinnverteilungsbeschlusses 
vorgenommenen Gewinnausschüttungen für 
Wirtschaftsjahre, deren Ergebnisse bei der Ver- 
anlagung berücksichtigt sind. Die berücksich- 
tigungsfähigen Ausschüttungen sind 

1. bei Kapitalgesellschaften im Sinn des 
Absatzes 1 Ziff. 2, deren Einkommen 
weniger als 50 000 Deutsche Mark be- 
trägt, im Verhältnis der Aufteilung des 
Einkommens (Absatz 1 Ziff. 2) aufzu- 
teilen und bei den entsprechenden Tei- 
len des Einkommens z\i berücksich- 
tigen; 

2. bei privaten Bausparkassen, gemischten 
Hypothekenbanken, der Industriekre- 
ditbank Aktiengesellschaft und der 
Deutschen Industriebank (Absatz 2 
Buchstaben b, d und f), 

a) wenn die Steuerpflichtige eine Ka- 
pitalgesellschaft im Sinn des Ab- 
satzes 1 Ziff. 1 ist, im Verhältnis 
des tarifbegünstigten Teils des Ein- 
kommens zu dem nicht tarifbegün- 
stigten Teil des Einkommens aufzu- 
teilen und bei den entsprechenden 
Teilen des Einkommens zu berück- 
sichtigen; 
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(4) Die besondere Körperschaftsteuer nach 
§ 9 Abs. 3 beträgt 36 vom Hundert der Gewinn- 
anteile. Die Kapitalertragsteuer nach § 9 Abs. 4 
Satz 2 beträgt 25 vom Hundert der Gewinn- 
anteile. Die besondere Körperschaftsteuer und 
die Kapitalertragsteuer betragen 12,5 vom Hun- 
dert der Gewinnanteile, wenn die ausschüt- 
tende Gesellschaft zu den in Absatz 2 bezeich- 
neten Kapitalgesellschaften gehört." 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

b) wenn die Steuerpflichtige eine Ka- 
pitalgesellschaft im Sinn des Ab- 
satzes 1 Ziff. 2 ist, nur mit dem 
Teil anzusetzen, der dem Verhält- 
nis des nicht tarif begünstigten Teils 
des Einkommens zum gesamten 
Einkommen entspricht. Ziffer 1 gilt 
entsprechend. 

(4) Die besondere Körperschaftsteuer nach 
§ 9 Abs. 3 beträgt 

1 . 36 vom Hundert der Gewinnanteile, 
wenn die ausschüttende Kapitalgesell- 
schaft eine Gesellschaft im Sinn des 
Absatzes 1 Ziff. 1 ist; 

2. 12,5 vom Hundert der Gewinnanteile, 
wenn die ausschüttende Kapitalgesell- 
schaft eine Gesellschaft im Sinn des 
Absatzes 1 Ziff. 1 ist und zu den in 
Absatz 2 bezeichneten Steuerpflichtigen 
gehört. 

(4 a) Die Kapitalertragsteuer nach § 9 Abs. 4 
Satz 2 beträgt 

1. 25 vom Hundert der Gewinnanteile, 

wenn die ausschüttende Kapitalgesell- 
schaft eine Gesellschaft im Sinn des 
Absatzes 1 Ziff. 1 ist; 

2. 12,5 vom Hundert der Gewinnanteile, 
wenn die ausschüttende Kapitalgesell- 
schaft eine Gesellschaft im Sinn des 
Absatzes 1 Ziff. 1 ist und zu den in 
Absatz 2 bezeichneten Steuerpflich- 
tigen gehört." 

vor DRITTER ABSCHNITT 

Abgabe „Notopfer Berlin" 

Artikel 7 a 

Die Abgabe „Notopfer Berlin“ wird mit erst- 
maliger Wirkung für den Veranlagungszeitraum 
1958 nicht mehr erhoben. 


NACH VOR DRITTER ABSCHNITT 
Erstes Gesetz 

zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 
— Steuererleichterungsgesetz 
für Berlin (West) — 
vom 4. Juli 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 384) 

Artikel 7b 

(1) In § 1 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Ände- 
rung des Einkommensteuergesetzes in der Fassung 
vom 21. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 441), 
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(VIERTER ABSCHNITT) 

(Steueranpassungsgesetz) 

(Artikel 10) 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) 

b) In Absatz 3 werden die folgenden Sätze an- 
gefügt: 

„In den Fällen des Absatzes 2 kann der Ge- 
samtschuldner, gegen den Zwangsvollstrek- 
kungsmaßnahmen durchgeführt werden, be- 
antragen, die Zwangsvollstreckung auf den 
Steuerbetrag zu beschränken, der sich bei 
einer Aufteilung der im Zeitpunkt der Ein- 
leitung der Zwangsvollstreckung rückstän- 
digen Steuerschuld ergibt. Die Steuerschuld 
ist bei den Steuern vom Einkommen nach 
dem Verhältnis der Einkünfte, bei den 
Steuern vom Vermögen nach dem Verhältnis 
des Vermögens aufzuteilen. Die Entscheidung 
ergeht mit Wirkung für und gegen alle 
Gesamtschuldner. Die Bundesregierung wird 
ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die Durchführung des Verfahrens und über 
die Aufteilung der Steuerschuld zu erlassen, 
soweit dies zur Wahrung der Gleichmäßig- 
keit oder Vereinfachung oder zur Beseiti- 
gung von Unbilligkeiten erforderlich ist, 
und zwar insbesondere über 

1. den Zeitpunkt, die Form und den Inhalt 
des Antrags, 

2. die Ermittlung und Abgrenzung der Auf- 
teilungsgrundlagen, 

3. die Abgrenzung des aufzuteilenden Be- 
trages, 

4. die Auswirkungen des Steuerbescheides 
auf die Aufteilung, 

5. die Form, den Inhalt und die Wirkung 
des Aufteilungsbescheides, 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

des Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung vom 
21. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 467) und 
des Gesetzes zur Erhebung einer Abgabe „Notopfer 
Berlin" vom 4. Juli 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 3841 
werden hinter den Worten „um 20 vom Hundert" 
die Worte „und um 3,2 vom Hundert der Einkünfte 
aus Berlin (West) im Sinn des § 2" angefügt. 

(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 ist erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 1958 anzuwenden. 


(VIERTER ABSCHNITT) 

(Steueranpassungsgesetz) 

(Artikel 10) 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) 

b) In Absatz 3 werden die folgenden Sätze an- 
gefügt: 

„In den Fällen des Absatzes 2 kann bei den 
Steuern vom Einkommen und bei der Vermö- 
gensteuer der Gesamtschuldner, gegen den 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen durchge- 
führt werden, beantragen, die Zwangsvoll- 
streckung auf den Steuerbetrag zu beschrän- 
ken, der sich bei einer Aufteilung der im 
Zeitpunkt der Einleitung der Zwangsvoll- 
streckung rückständigen Steuerschuld ergibt. 
Die Steuerschuld ist bei den Steuern vom 
Einkommen und bei der Vermögensteuer 
nach dem Verhältnis der Beträge aufzuteilen, 
die sich bei getrennter Veranlagung ergeben 
würden. Die Entscheidung ergeht mit Wir- 
kung für und gegen alle Gesamtschuldner. 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechts- 
verordnung Vorschriften über die Durchfüh- 
rung des Verfahrens und über die Aufteilung 
der Steuerschuld zu erlassen, soweit dies 
zur Wahrung der Gleichmäßigkeit oder Ver- 
einfachung oder zur Beseitigung von Unbil- 
ligkeiten erforderlich ist, und zwar insbeson- 
dere über 

1. den Zeitpunkt, die Form und den Inhalt 
des Antrags, 

2. die Ermittlung und Abgrenzung der Auf- 
teilungsgrundlagen, 

3. die Abgrenzung des aufzuteilenden Be- 
trages, 

4. die Auswirkungen des Steuerbescheides 
auf die Aufteilung, 

5. die Form, den Inhalt und die Wirkung 
des Aufteilungsbescheides, 
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in zweiter Beratung 

6. das Rechtsmittelverfcihren gegen den 6. das Rechtsmittelvcrfahren gegen den Auf- 

Aufteilungsbescheid, teilungsbescbeid." 

7. abweichende Bestimmungen, nach denen 
bei der V ermögensahgahe auch die noch 
nicht fälligen Vierteljahresbeträge aufge- 
teilt werden können." 


Bonn, den 19. Juni 1958 
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